VERFASSUNGSRAT                                             KOMMISSION 5

Zusammenfassung der Sitzungen

vom 5. und 26. September 2003

Die Kommission 5 hat zwei Sitzungen abgehalten und dabei die ihr vom Büro zugewiesenen Art. 94 bis 101 und 103 bis 134 überprüft, dies unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens. Die Kommission hat sich dabei von vornherein auf die rein juristischen und technischen Aspekte beschränkt und beschlossen, die politischen Diskussio​nen dem Plenum zu überlassen.
Die Kommission hat eine Reihe von Bemerkungen zur Gesetzes- und Redaktionstechnik berücksichtigt und hat sie in ihre Arbeit einfliessen lassen, ohne dabei die betreffenden Artikel inhaltlich zu verändern.
Was die eigentlichen Änderungen betrifft, schlägt die Kommission vor, den Titel «Organisa​tion» des 3. Kapitels durch «Behörden» zu ersetzen. Das Plenum wird sich auch zur Strei​chung des Art. 94bis, der Änderungen der Justizverfahren mit sich gebracht, und des Art. 95 Abs. 2, der eine Diskriminierung der Angehörigen der Gerichtsbehörden dargestellt hätte, äussern müssen.
Nach Meinung der Kommission muss Art. 108 neu formuliert werden. Die parlamentarische Initiative wird jedoch laut der Kommissionsmehrheit beibehalten. Die Art. 109 und 110 müs​sen ebenfalls überprüft und zusammengeführt werden, dies unter Beibehaltung der Begriffe Fraktionen und Kommissionen – ohne den Zusatz «thematische und spezielle».
Die wichtigste Änderung im Kapitel über die gesetzgebende Gewalt betrifft sicherlich Art. 117. Die Kommission sieht nämlich vor, dass der Grosse Rat seine Wahlbefugnisse für den Staatsschatzmeister behält und dass er auch den Präsidenten des Kantonsgerichts sowie den in Art. 134 vorgesehenen Ombudsmann wählt. Mit der Schaffung eines eigenen Sekretariats des Grossen Rates, würde der Staatskanzler nicht mehr vom gesetzgebenden Organ gewählt.
Im Kapitel über den Staatsrat (in Art. 120) beschreibt die Kommission dessen Stellung näher. Eine Mehrheit spricht sich für die Streichung des Artikels über den Vorsitz des Staatsrats (Art. 121) aus, während eine Minderheit diese Idee ablehnt.
Schliesslich wird eine Minderheit der Kommission im Plenum die Streichung des Artikels über die Konsultativräte (Art. 104) und jenes über das Vertretungssystem für Mitglieder des Gros​sen Rates (Art. 106 Abs. 1) verlangen.
Im Grossen und Ganzen ist es den Mitgliedern der Kommission 5 gelungen, ihre rein politi​sche Meinung während der Kommissionsarbeit beiseite zu lassen. Es besteht jedoch kein Zweifel, dass es in den kommenden Plenarsitzungen noch viel zu reden geben wird.
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